Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


ı 
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Gr. 4761.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 20. Juli 1857. „betreffend die Beſtaͤtigung der in 
Hagen unter dem Namen „Hagener Privat-Aktienbank“ zum Betriebe von 
Bankgeſchaͤften gebildeten Aktiengeſellſchaft. 


4 ka unter dem Namen „Hagener Privat- Aftienbanf“ in Hagen 
keine Aktiengeſellſchaft zum Betriebe von Bankgeſchaͤften mit einem Stamm⸗ 
kapital von Einer Million Thalern gebildet hat, will Ich auf Ihren Bericht 
om 7. Juli d. J. die Errichtung dieſer Privatbank und das beiliegende, am 
4 26. März d. J. notariell vollzogene Statut derſelben mit der Maaßgabe ge⸗ 
gnehmigen, daß in Stelle des im H. 15. dieſes Statuts in Bezug genommenen, 
ilnzwiſchen aufgehobenen Geſetzes über die Muͤnzverfaſſung in den Preußiſchen 
Staaten vom 30. September 1821. das Geſetz über das Muͤnzweſen vom 
4. Mai d. J. (Geſetz⸗Sammlung S. 305.) die Norm für die Werthe, nach 
welcher von der Bank zu zahlen und zu rechnen iſt, zu geben hat. Auch will 
Ich der Geſellſchaft auf Grund des Geſetzes vom 17. Juni 1833. (Geſetz⸗ 
Sammlung S. 75.) die Ermaͤchtigung zur Ausſtellung von Noten bis zu dem 
Betrage von fuͤnfmal hundert tauſend Thalern unter den in dieſem Statute 
feſtgeſetzten Bedingungen ertheilen. 
| Diefer Mein Erlaß ift nebft dem beiliegenden Statute durch die Geſetz⸗ 
Sammlung zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 


Sansſouei, den 20. Juli 1857, 
Friedrich Wilhelm. 
Simons. v. Bodelſchwingh. Für and e ee 
v. Pommer Eſche. 


n den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten, 
3 den Juſtizminiſter und den Finanzminiſter. 


Jahrgang 1857. (Ir. 4761.) 92 Hagener 
Ausgegeben zu Berlin den 8. September 1857. 2 


So. 
Hagener Brivat- Aftienbank, 


Statut. 


Titel J. 
Bildung, Sitz, Dauer und Gegenſtand der Geſellſchaft. 


H. 1. 


Unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Genehmigung wird eine 
Aktiengeſellſchaft in Gemaͤßheit des Geſetzes vom 9. November 1843. unter 
nachfolgenden Formen errichtet. : 

Die Geſellſchaft erhält den Namen: 


„Hagener Privat-Aktienbank.“ 
Die Bank hat den Zweck, Handel und Gewerbe zu unterſtuͤtzen und zu 
beleben, den Geldumlauf zu befoͤrdern und Kapitalien nutzbar zu machen. 
25 


Der Sitz der Geſellſchaft iſt zu Hagen. 


H. 3. 


Die Dauer der Geſellſchaft iſt auf zehn Jahre, von Ertheilung der 
Konzeſſion ab, beſchraͤnkt. Sollte innerhalb des gedachten Zeitraums die Bank⸗ 
Ordnung vom 5. Oktober 1846. aufgehoben werden, ſo erliſcht die Konzeſſion 
der Hagener Privat-Aktienbank ſechs Monate nach Publikation des betreffen⸗ 
den Geſetzes ohne Anſpruch der Bankgeſellſchaft auf Entſchaͤdigung. 


Titel II. 
Grundkapital, Aktien und Aktionaire— 
H. 4. 


g Das Grundkapital der Bank beſteht aus Einer Million Thaler, getheilt 
in zweitauſend Aktien von je fuͤnfhundert Thalern jede. 


H. 5. 


Die Aktien der Geſellſchaft werden auf den Namen in nachstehender 
Art ausgefertigt. 3 ; 
Ni Jede 
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Jede Aktie wird mit einer laufenden Nummer verſehen, aus einem 
Stammregiſter ausgezogen und von zwei Mitgliedern des Verwaltungsrathes 
unterzeichnet. 

Jede Aktie muß die in das Aktienbuch der Geſellſchaft einzutragende 
genaue Bezeichnung des beſtimmten Inhabers nach Namen, Stand und Wohn⸗ 
ort deſſelben enthalten. 

Mit jeder Aktie werden fuͤr den Zeitraum von fünf Jahren Dividenden- 
ſcheine, auf jeden Inhaber lautend, nebſt Talon ausgereicht, welche nach Ab— 
lauf des letzten Jahres durch neue erſetzt werden. 

Dem gegenwärtigen Statute iſt ein Formular der Aktien- und Dividen⸗ 
denſcheine beigefuͤgt. 


H. 6. 


Die Einzahlung der Aktienbetraͤge erfolgt in baar nach dem Beduͤrf— 
niſſe der Geſellſchaft in Raten von zehn bis fuͤnfundzwanzig Prozent, jedesmal 
binnen vier Wochen nach einer in die durch H. 13. bezeichneten Zeitungen ein⸗ 
zuruͤckenden Aufforderung des Verwaltungsrathes. — Wer innerhalb dieſer 
Friſt die Zahlung nicht leiſtet, verfällt zu Gunſten der Geſellſchaft in eine Kon⸗ 
ventionalſtrafe von einem Fuͤnftel des ausgeſchriebenen Betrages. 

Wenn innerhalb zweier Monate nach einer erneuerten Aufforderung, 
welche an die Saͤumigen perſoͤnlich zu richten iſt, die Zahlung noch immer 
nicht erfolgt, ſo iſt die Geſellſchaft berechtigt, die bis dahin eingezahlten Raten 
als verfallen, und die durch die Ratenzahlung, ſowie durch die urſpruͤngliche 
Unterzeichnung dem Aktionair gegebenen Anſpruͤche auf den Empfang von 
Aktien, fir erloſchen zu erklaͤren. Eine ſolche Erklärung erfolgt auf Beſchluß 
des Verwaltungsrathes durch oͤffentliche Bekanntmachung, unter Angabe der 
Nummern der Aktien. f i f 

An die Stelle der auf dieſe Weiſe ausgeſchiedenen Aktionaire koͤnnen 
von dem Verwaltungsrathe neue Aktienzeichner zugelaſſen werden. Derſelbe 
iſt auch berechtigt, die faͤlligen Einzahlungen nebſt der Konventionalſtrafe gegen 
die erſten Aktienzeichner gerichtlich einzuklagen, ſo lange die letzteren noch ge⸗ 
ſetzlich verhaftet ſind. 


H. 7% 


Ueber die Theilzahlungen werden auf den Namen lautende Interims⸗ 
Quittungen ertheilt und nach Einzahlung des vollen Betrages gegen die Aktien— 
Dokumente ausgewechſelt. 


$ 8. 


Die Uebertragung des Eigenthums der Aktien auf einen neuen Eigen⸗ 

thuͤmer kann nur auf eine von letzterem mit zu unterzeichnende ſchriftliche Er⸗ 
klärung, die keiner öffentlichen Beglaubigung bedarf, erfolgen. Dieſe Erklä⸗ 
* rung iſt mit der Aktie dem Verwaltungsrathe vorzulegen. Sie ſoll ebenſo, 
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wie jede andere nachzuweiſende Veraͤnderung des Eigenthums einer Aktie, von 
dem Verwaltungsrathe in das Aktienregiſter eingetragen werden, und daß dies 
geſchehen, iſt vom Verwaltungsrathe auf der Aktie zu vermerken. 0 


F. 9. 


Die Aktie iſt untheilbar und kann unter Beruͤckſichtigung des §. 41. ; ö 
nur durch Einen vertreten werden. Kein einzelner Theilhaber darf mehr als 
Einhundert Aktien beſitzen oder erwerben. N 


H. 10. 


Ueber den Betrag der Aktie hinaus iſt kein Aktionair, unter welcher Be⸗ 
ſtimmung es auch ſei, zu Zahlungen verpflichtet, den einzigen Fall der im H. 6. 
vorgeſchriebenen Konventionalſtrafe ausgenommen. 


H. 11. 


Gehen Aktien verloren, ſo ſoll dem Eigenthuͤmer auf deſſen an den Der: 4 
waltungsrath zu richtenden Antrag ein Duplikat derſelben ausgefertigt und 
gegen Empfangsſchein ausgeliefert werden, ſobald die erſteren den geſetzlichen T 
Vorſchriften gemaͤß mortifizirt find. Ein öffentliches Aufgebot oder eine Mor⸗ a 
tififafion der Dividendenſcheine findet, auch in Verbindung mit den zugleich 
verlorenen Aktien, niemals ſtatt. Iſt jedoch der Verluſt eines Dividendenſchei⸗ 
nes vor Ablauf der Verjaͤhrung bei der Direktion ſchriftlich angezeigt und der Ei 
Beſitz des Dividendenſcheines durch Vorzeigung der Aktie, des Mortifikations⸗ 
Scheines derſelben, oder ſonſt auf glaubhafte Art nachgewieſen, fo wird der 

Betrag des verlorenen Diovidendenſcheines dem Vorzeiger der tiber die Anmel- 
dung ertheilten Beſcheinigung nach Ablauf der Verjaͤhrungsfriſt gezahlt. 


§. 12. 


Jeder Aktionair hat fuͤr ſich ruͤckſichtlich feiner. Rechte und Pflichten 
Hagen als Domizil zu waͤhlen, und iſt in dieſer Beziehung der Gerichtsbar⸗ 1 
keit des Königlichen Kreisgerichts zu Hagen unterworfen. Alle Inſinuationen 
geſchehen guͤltigerweiſe an die von ihm zu bezeichnende, in dieſem Domizil⸗ 
Orte wohnende Perſon, nach Maaßgabe der H. 20. und 21. der Allgemei⸗ 
nen Gerichtsordnung, und in Ermangelung der Bezeichnung einer ſolchen Per⸗ 
ſon auf dem Sekretariate des Koͤniglichen Kreisgerichts in Hagen. 


5-48, 
Alle öffentlichen. Bekanntmachungen der Geſellſchaft erfolgen in der 


Weſtphaͤliſchen Zeitung zu Dortmund, in der Koölniſchen Zeitung und in dem 
zu Berlin erſcheinenden Preußiſchen Staats⸗Anzeiger. a 
Bei dem Eingehen eines der genannten Blaͤtter ſoll die Hela 
8 n t 
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durch die übrig bleibenden fo lange genuͤgen, bis die Generalverſammlung fir 
die eingegangene Zeitung eine andere beſtimmt hat. Die in dieſer Weiſe beſtimmte 
Zeitung iſt durch die uͤbrigen Geſellſchaftsblaͤtter bekannt zu machen. 
Die Regierung kann, ſobald ſie es erforderlich erachtet, vorſchreiben, 
welche Blätter an Stelle der oben genannten treten follen, und iſt die desfall⸗ 
ſige Verfuͤgung durch das Amtsblatt bekannt zu machen. 


Titel III. 
Von den Geſchaͤften der Bank. 


$ 14. 


Die Bank it zur Erreichung des im F. 1. angegebenen Zweckes befugt: 

1) gezogene und trockene (eigene) Wechſel, die im Inlande zahlbar find, zu 
diskontiren; die zur Diskontirung angebotenen Papiere muͤſſen mit einem 
auf die Bank lautenden Giro verſehen ſein, duͤrfen nicht ſpaͤter als drei 
Monate nach dem Datum der Diskontirung verfallen, und es muͤſſen 
aus ihnen wenigſtens drei ſolide Verbundene haften; 

2) Kredit und Darlehen zu bewilligen, jedoch nicht auf längere Zeit als 
drei Monate, und nur gegen Verpfaͤndung von 

a) Urſtoffen und Waaren, die im Inlande lagern und dem Verder⸗ 
ben nicht unterworfen ſind; 

b) von inlaͤndiſchen Staats-, Kommunal, oder anderen unter Auto⸗ 
ritaͤt des Staates von Korporationen oder Geſellſchaften ausge⸗ 
gebenen geldwerthen, auf den Inhaber lautenden Papieren, ſowie 
von Wechſeln auf Plaͤtze des Auslandes, desgleichen von unge⸗ 
muͤnztem oder gemuͤnztem Gold und Silber. Inlaͤndiſche Papiere, 
die auf den Namen lauten, duͤrfen in der Regel nicht beliehen 
werden. Ausnahmen beſtimmt die Geſchäftsinſtruktion fuͤr die 
Direktion. 

Der Widerſpruch des Kommiſſars des Staates gegen die 

en von Papieren dieſer Art ift für die Geſellſchaft maaß⸗ 

ebend. 

; Die Beleihung der eigenen Aktien oder der Aktien anderer 
Privatbanken iſt der Geſellſchaft unbedingt unterſagt; 

3) Effekten der vorſtehend unter 2b. bezeichneten Art, ſowie edle Metalle 
oder fremde Münzen zu kaufen und zu verkaufen. Jedoch darf der An- 
kauf von inlaͤndiſchen Staats-, Kommunal-, oder anderen unter Autori— 
taͤt des Staates von Korporationen oder Geſellſchaften ausgegebenen, 
auf den Inhaber lautenden geldwerthen Papieren nur bis zu dem durch 
die Geſchaͤftsinſtruktion feftgefeßten Betrage ftattfinden und der Beſtand 
von dergleichen Effekten ein Drittel des eingezahlten Stammkapitals 
niemals uͤberſchreiten; i a 

4) das Inkaſſo von Wechſeln, Geldanweiſungen, Rechnungen und Zn 

Ar. 4761.) le 
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die in der Provinz Weſtphalen zahlbar ſind, zu beſorgen, unverzinsbare a 


Kapitalien ohne Verbriefung, jedoch gegen Empfangsbeſcheinigungen, die 


nur auf den Namen des Einzahlenden lauten duͤrfen, anzunehmen und 


mit den Eigenthuͤmern der ſolchergeſtalt einkaſſirten oder angenommenen 
Gelder und Effekten in Giroverkehr zu treten; 

5) Noten nach naherer Vorſchrift der H. 16. bis 19, auszugeben und ein: 
uziehen. 


Andere als die vorſtehend bezeichneten Geſchaͤfte ſind der Bank nicht ge⸗ 1 


ſtattet, beſonders darf fie keine Kapitalien auf Hypotheken unterbringen, 
Auch hat dieſelbe die ihr geſtatteten Geſchaͤfte auf die Provinz Weſtphalen zu 
beſchraͤnken. 


§. 15. 


Die Bank zahlt und rechnet in Preußiſchem Silbergelde nach den Wer⸗ 
then, welche durch das Geſetz uͤber die Muͤnzverfaſſung in den Preußiſchen 


Staaten vom 30. September 1821. (Geſetz-Sammlung Nr. 673.) beſtimmt 4 


worden ſind. 


H. 16. 


Die Bank hat das Recht, waͤhrend der Dauer ihres Beſtehens unver⸗ 
zinsbare, auf jeden Inhaber lautende Noten (F. 14. Nr. 5.) bis zum Betrage A 
von fünfhundert tauſend Thalern auszufertigen und in Umlauf zu ſetzen; je 
doch unterliegt die Ausfertigung und die Form derſelben der Genehmigung, 


beziehungsweiſe der Beaufſichtigung der Regierung. — Dieſe Noten ſind der 
Stempelſteuer nicht unterworfen. 


Ergiebt ſich am Schluſſe eines Geſchaͤftsjahres (§. 45.) eine Ver⸗ 


minderung des Stammkapitals (F. 4.) um mehr als die Hälfte deſſelben, fo 


iſt die Summe der in Umlauf geſetzten Noten wenigſtens auf den als noch 4 


vorhanden nachgewieſenen Betrag des Stammkapitals zu beſchraͤnken. 


H. 17. 


Die Noten duͤrfen nur auf 9 von zehn, zwanzig, funfzig, Einhundert 
und zweihundert Thalern Preußiſch Kurant ausgeſtellt werden, und der Ge 
ſammtbetrag der zu zehn Thalern ausgeſtellten ſoll die Summe von Einhundert 


tauſend Thalern, die zu zwanzig ausgegebenen duͤrfen ebenfalls die Summe al 


von Einhundert tauſend Thalern nicht uͤberſteigen. 
$. 18. 


Die Bank iſt verpflichtet, die Noten auf Verlangen der Inhaber bei der 
Praͤſentation ſofort in Hagen gegen klingendes Kurant einzuloͤſen. — Anzei⸗ 
gen eines durch Diebſtahl oder irgend ein anderes Ereigniß entſtandenen Ver⸗ 
luſtes der ausgegebenen Noten koͤnnen die Zahlung an den Vorzeiger N 


m. 


aufhalten und ſind fuͤr die Bank unverbindlich. Der Inhalt des gegenwaͤrti⸗ 
gen $. 18., ſowie des nachfolgenden H. 21., ift auf jeder Note deutlich ab⸗ 


zudrucken. 


$. 19. 


Die Direktion der Bank und der Verwaltungsrath find dafur verant⸗ 
wortlich, daß jederzeit ein dem Betrage der zirkulirenden Noten gleicher Be⸗ 
ſtand an Deckungsmitteln von mindeſtens einem Drittel in baarem Gelde, min⸗ 
deſtens einem Drittel in diskontirten Wechſeln und dem Reſte in Effekten, welche 
Eigenthum der Geſellſchaft fein muͤſſen, in einer beſonderen, unter dreifachem 
Verſchluſſe zu haltenden, und fuͤr die ſonſtigen Beduͤrfniſſe der Bank nicht zu 
verwendenden Notenkaſſe aufbewahrt werde. 

Außerdem dienen alle Darlehnsforderungen der Bank gegen Unterpfand, 
und ihre ſaͤmmtlichen übrigen Aktiva zur Deckung der Noten. 


F. 20. 


Die Bank kann ihre Geſchaͤfte nach den Vorſchriften des gegenwaͤrtigen 
Statuts erſt dann beginnen, wenn die Halfte des Stammkapitals nach Maaß⸗ 
gabe des H. 4. eingezahlt iſt. 


Titel IV. 
Von den ſpeziellen Rechten der Bank. 


§. 21. 


Der Bank ſteht das Recht zu, die von ihr ausgegebenen Noten zur Ein: 
loſung oder zum Umtauſch in einem beſtimmten Termine bei Bermeidung der 
Präkluſion öffentlich aufzurufen. 

Zu dieſem Zwecke erlaͤßt ſie durch dreimalige Bekanntmachungen in 
Zwiſchenraͤumen von einem Monate, mittelft der im H. 13. gedachten oͤffent⸗ 
lichen Blatter und der Amtsblaͤtter der Regierungen in den Provinzen der 

reußiſchen Staaten, eine Aufforderung zur Einloͤſung oder zum Umtauſch der 


y 
Noten. 

Nach Ablauf der vorſtehenden Friſten werden die Inhaber der Noten, 
welche ſich nicht gemeldet haben, in den vorbezeichneten Blättern Behufs der 
Sinlöfung oder des Umtauſches zu einem mindeſtens drei Monate vom Tage 
der letzten Inſertion hinaus zu ſetzenden Praͤkluſivtermine unter der Warnung 
und mit der rechtlichen Wirkung vorgeladen, daß mit Ablauf dieſes Termins 
alle Anſpruͤche an die Bank aus den aufgerufenen Noten erloͤſcheõn. 

Anmeldungen zum Schutze gegen die Praklufion find nicht zuläffig, viel⸗ 
mehr tritt dieſe letztere unmittelbar mit dem Ablauf des Praͤkluſivtermins ges 
gen alle diejenigen ein, welche ſich nicht gemeldet haben, dergeſtalt, daß A 
Nr, 4761.) 2 n⸗ 


e 


Anſpruch auf Einlöſung oder Umtauſch erloſchen iſt, alle aufgerufenen, nicht 15 


eingelieferten Noten werthlos ſind, und wenn ſie etwa noch zum Vorſchein 
kommen, von der Bank angehalten und vernichtet werden koͤnnen. 

Der Betrag der ſolchergeſtalt praͤkludirten Noten ſoll zu mildthaͤtigen 
Zwecken nach naͤherer Beſtimmung des Verwaltungsrathes verwendet werden. 


Titel v. 
Von dem Verwaltungsrathe. 


H. 22. 


Die obere Leitung der Geſellſchaft, ſowie die Vertretung derſelben in 
allen Beziehungen, wird einem von der Generalverſammlung ernannten Ver⸗ 
waltungsrathe anvertraut. Die Wahlverhandlung erfolgt in Gegenwart eines 
Notars oder eines Gerichtsdeputirten, und ein von dieſem uͤber das Reſultat 
derſelben ausgeſtellter Akt bildet die Legitimation der Verwaltung. 


§. 23. 


Der Verwaltungsrath beſteht aus zwoͤlf Mitgliedern, welche von der 
Generalverſammlung durch geheime Abſtimmung erwählt werden. Ihre Funk⸗ 
tionen dauern ſechs Jahre. Alle zwei Jahre ſcheiden diejenigen vier Mitglie⸗ 
der aus dem Verwaltungsrathe aus, welche die laͤngſte Zeit hindurch als ſolche 
fungirt haben. Die Ausſcheidenden konnen jedoch ſofort wieder gewaͤhlt wer⸗ 
den. Bei einer ſtaktgehabten Wiederwahl wird die Amtsdauer von der letzten 
Wahl an berechnet. Welche Mitglieder in den Jahren, in welchen der Tur⸗ 
nus noch nicht beſteht, auszuſcheiden haben, wird durch das Loos beſtimmt. 
Die Namen der Gewaͤhlten werden durch die im H. 13. benannten Zeitungen 
öffentlich bekannt gemacht. 


F. 24. 
Jedes Mitglied des Verwaltungsrathes muß mindeſtens zehn Aktien 


der Geſellſchaft beſitzen oder erwerben; die Dokumente dieſer Aktien werden 


in das Archiv der Geſellſchaft hinterlegt und bleiben, ſo lange die Funktionen 
des Inhabers als Verwaltungsrath dauern, unveraͤußerlich. 


H. 25. 


„Der Verwaltungsrath wählt aus feiner Mitte einen Praͤſidenten und 
einen Bizepraͤſidenten. Die Namen derfelben find durch die im H. 13. bezeich⸗ 


16 
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neten Blätter bekannt zu machen. Ihre Funktionen in diefer Eigenſchaft 


dauern Ein Jahr; fie find nach Ablauf deſſelben wieder waͤhlbar. Sollten beide 


ver⸗ 


— 


verhindert ſein, einer Sitzung des Verwaltungsrathes beizuwohnen, ſo uͤber⸗ 
nimmt das nach den Lebensjahren aͤlteſte Mitglied den Vorſitz. 


H. 20. 


Kommt in außergewoͤhnlicher Weiſe die Stelle eines Mitgliedes des Ver⸗ 
waltungsrathes zur Erledigung, ſo wird dieſelbe vorläufig für die Dauer bis 
zur nachſten Generalverfammlung von dem Verwaltungsrathe unter Zuziehung 
eines Notars oder Gerichtsdeputirten, welche daruͤber einen Akt auszuſtellen 
haben, wieder beſetzt. Die definitive Wiederbeſetzung erfolgt durch Wahl 
der Generalverſammlung in der im H. 22. vorgeſchriebenen Weiſe. Die Er⸗ 

gaͤnzungswahlen find durch die Gefellfchaftsblätter bekannt zu machen. 
i Das in dieſer Weiſe gewaͤhlte Mitglied ſcheidet an dem Termine aus, 
an welchem die Dauer der Funktionen ſeines Vorgaͤngers aufgehoͤrt haben wuͤrde. 


§. 27. 


Der Verwaltungsrath verſammelt ſich ſo oft, als er es fuͤr dienlich 
erachtet, an feſtzuſetzenden Terminen, auf Einladung des Praͤſidenten, welcher 
dieſe auch erlaſſen muß, wenn drei Mitglieder des Verwaltungsrathes bei ihm 
darauf antragen, in der Regel mindeſtens monatlich einmal, um von dem 
Gange der Geſchaͤfte Kenntniß zu nehmen und Erforderliches zu beſchließen. 
Die Beſchluͤſſe des Verwaltungsrathes werden nach abſoluter Stimmenmehr⸗ 
heit der anweſenden Mitglieder gefaßt. Im Falle der Stimmengleichheit uͤber⸗ 
wiegt die Stimme des Praͤſidenten, oder in deſſen Abweſenheit des Vizepraͤſi⸗ 
denten, beziehungsweiſe des in deren Stelle tretenden anweſenden aͤlteſten Mit⸗ 
gliedes des Verwaltungsrathes. Zur Faſſung eines gültigen Beſchluſſes iſt 
die Anweſenheit von mindeſtens ſieben Mitgliedern erforderlich. 


H. 28. 


Der Verwaltungsrath beraͤth und verfuͤgt innerhalb der Grenzen des 
Statuts uͤber alle Angelegenheiten der Geſellſchaft, ſoweit dieſe nicht der Be⸗ 
ſchlußnahme der Generalverſammlung vorbehalten ſind. Zu den ausſchließlichen 


N 


Befugniſſen und Pflichten des Berwaltungsrathes gehört: 


a) die Anordnung ſolcher Maaßregeln, die er zu einem geregelten und den 
Zwecken der Bank angemeſſenen Betriebe der Geſchaͤfte fuͤr noͤthig er⸗ 
achtet. Die Direktion hat den vom Verwaltungsrathe ihr mitgetheilten 
Beſchluͤſſen deſſelben Folge zu leiſten; . | 

b) die genaue Kenntnißnahme von der Seitens der Direktion bei den jedes⸗ 
maligen Verſammlungen des Verwaltungsrathes ihm vorzulegenden 
Ueberſicht der Kaſſe der Bank, des Wechſelportefeuilles und der Lom⸗ 


bardbeſtaͤnde; > : : 
c) die Abfaſſung von Geſchaͤftsinſtruktionen für das Perſonal der einzelnen 
Geſchaͤftszweige; / 
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d) die monatliche Reviſion der Kaffe, der Wechſel- und Lombardbeſtaͤnde 
durch zu deputirende Mitglieder, welche ein Protokoll uͤber die Revifion 
aufzunehmen haben; 

e) außerordentliche Kaſſenreviſionen nach den vorſtehenden Beſtimmungen, 
ſo oft er dieſelben fuͤr angemeſſen erachtet; 

f) die Prüfung der von der Direktion ihm einzureichenden Bilanz, ſowie 
die Feſtſtellung der am Schluſſe jedes Geſchaͤftsjahres zu vertheilenden 
Dividenden (elr. §. 45.); 

8) die Wahl und Beſtallung des vollziehenden Direktors, des Rendanten 
(Kaſſirers), ſowie des übrigen Bankperſonals, desgleichen die Beſtim⸗ 
mung der Gehaͤlter ſaͤmmtlicher Angeſtellten; 

h) 5 1 des Syndikus der Bank und der Abſchluß des Kontrakts mit 

emſelben; 

i) die Sorge fuͤr die interimiſtiſche Stellvertretung eines Direktors, ſowie 
die Anſtellung von Prokuren, und zwar ſowohl zum Zwecke ſolcher in⸗ 
terimiſtiſcher Stellvertretung, als zur Vertretung der Geſellſchaft uͤber— 
haupt in den von dem Verwaltungsrathe als geeignet erachteten Fallen, 
desgleichen die Beſtimmung des Inhaltes und der Grenzen ſolcher 
Prokuren; a 

k) die Bewilligung von Gratifikationen an das angeſtellte Bankperſonal. 


Der Verwaltungsrath iſt befugt, alle Beamten der Geſellſchaft wegen 
Dienſtoergehen, Fahrlaͤſſigkeit und aus moraliſchen Gründen jederzeit zu ent⸗ 
laſſen. Der desfallſige Beſchluß erfordert jedoch die Uebereinſtimmung von 
mindeſtens neun Mitgliedern des Verwaltungsrathes. Der Verwaltungsrath 
iſt berechtigt, uͤber alles, was das Intereſſe der Geſellſchaft betrifft, Vertraͤge 
abzuſchließen, ſich zu vergleichen, zu kompromittiren und zu ſubſtituiren. Sowie 
der Verwaltungsrath ſelbſt handeln und unterhandeln, Vergleiche und Kom⸗ 
promiſſe uͤber alle Angelegenheiten der Geſellſchaft abſchließen kann, ſo iſt er 
auch befugt, in allen dieſen Beziehungen ſich vertreten zu laſſen. 


H. 29. 


Alle Ausfertigungen des Verwaltungsrathes werden von dem Praͤſiden⸗ 
ten, oder von dem Vizepraͤſidenten, oder von zwei Mitgliedern des Verwaltungs⸗ 
rathes unterſchrieben. 


$. 30. 


a Der Verwaltungsrath wird nicht beſoldet; er bezieht jedoch, außer dem 
Erſatze fr die durch feine Funktionen veranlaßten Auslagen, für feine Muͤhe⸗ 
waltung eine Tantieme von fuͤnf Prozent vom Reingewinn. Die Ermaͤßigung 
oder Erhoͤhung dieſer Remuneration bleibt dem Beſchluſſe der Generalverſamm⸗ 
lung vorbehalten. Der Verwaltungsrath ſtellt die Vertheilung dieſer Tantieme 
unter ſeine Mitglieder feſt. 


Titel 


are 


Titel VI. 
Von der Direktion. 


H. 31. 


Die Direktion beſteht aus dem vollziehenden Direktor und zweien, nach 
Anordnung des Verwaltungsrathes aus deſſen Mitte von Zeit zu Zeit wech- 
ſelnden Mitgliedern, die jedoch nie einer und derſelben Firma angehoͤren duͤrfen. 

Die Legitimation des vollziehenden Direktors, ſowie ſeines Stellvertreters 
(H. 36.), bildet die von dem Verwaltungsrathe zu ertheilende Vollmacht oder 
Beſtallung. Die Namen derſelben, ſowie des Rendanten, ſind bei Konſtituirung 
der Bank und demnaͤchſt bei jedem, in den Perſonen eintretenden Wechſel in 
den durch den F. 13. bezeichneten Blättern zu veröffentlichen. Dritten Per: 
ſonen gegenüber kann nicht entgegengeſetzt werden, daß Mitglieder des Ver: 
waltungsrathes, welche als Direktoren gehandelt haben, dazu von dem Ver⸗ 
waltungsrathe nicht abgeordnet geweſen ſeien. 


$. 32. 


Die Direktion vertritt die Geſellſchaft nach Außen, bringt die Bankge⸗ 
ſchaͤfte zur Ausführung und beſorgt die Verwaltung des Bankvermoͤgens, hat 
jedoch in Gemaßheit des $. 28. bei der Ausuͤbung aller dieſer Funktionen die 
Vorſchriften und Anweiſungen des Verwaltungsrathes zu befolgen, und han— 
delt in dem vorſtehend ihr uͤberwieſenen Wirkungskreiſe nur inſoweit ſelbſtſtaͤndig, 
als die gegenwaͤrtigen Statuten und ihre Inſtruktion ſie nicht beſchraͤnken. Dieſe 
Inſtruktion iſt jedoch nur zwiſchen den Mitgliedern der Direktion, des Ver⸗ 
waltungsrathes und der Geſellſchaft als ſolcher, nicht aber dritten Perſonen 
gegenuͤber, wirkſam. Den letzteren kann die Behauptung einer Verletzung 
jener Inſtruktion mit Erfolg nicht entgegengeſtellt werden. i 


$. 33. 


Die vorſtehend bezeichneten Befugniſſe der Direktion erſtrecken ſich ſowohl 
bei gerichtlichen als außergerichtlichen Geſchaͤften auf alle Faͤlle, in welchen 
die Geſetze eine Spezialvollmacht erfordern. s 

Den Nachweis, daß die Direktion innerhalb der ihr zuſtehenden Befug⸗ 


niſſe gehandelt habe, ift dieſelbe gegen dritte Perſonen zu führen nicht ver- 


bunden. 
§. 34. 


Zu Quittungen uͤber Gelder, Dokumente und Vermoͤgensobjekte über⸗ 
haupt, desgleichen zur Ausſtellung der Wechſelgiri iſt die unter der Firma 
der Bank (F. 1.) zu vollziehende gemeinſchaftliche Unterſchrift eines der (F. 31.) 
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gedachten Direktoren und des Rendanten (F. 28.) erforderlich. In allen uͤbri⸗ 
gen Faͤllen ſind Erklaͤrungen, Urkunden und Verhandlungen der Direktion 
mindeſtens von zwei Direktionsmitgliedern unter der Firma der Bank zu unter⸗ 
ſchreiben. Nur die nach der vorſtehenden Norm vollzogenen Unterſchriften 
verpflichten die Bank, und zwar ſowohl gegen jede richterliche und andere 
oͤffentliche Behoͤrde, als gegen jeden Privaten. Gerichtliche Eide Namens der 
Bank werden von den Mitgliedern der Direktion abgeleitet. 


§. 35. 


Die Direktion ernennt und entſetzt alle Beamten der Geſellſchaft, deren 
Ernennung und Entlaſſung nicht dem Verwaltungsrathe vorbehalten iſt. Sie 
iſt befugt, diejenigen Beamten, deren Entlaſſung ihr nicht zuſteht, zu ſuspen⸗ 
diren, und hat uͤber die Entlaſſung derſelben die Entſcheidung des Verwal⸗ 
tungsrathes herbeizufuͤhren. 


H. 36. 


Bei Krankheits⸗ oder ſonſtigen Behinderungsfaͤllen des vollziehenden 
Direktors uͤbernimmt ein von dem Verwaltungsrathe dazu beſtimmtes Mitglied 
des Verwaltungsrathes oder ein von dieſem ernannter Angeſtellter der Geſell⸗ 
ſchaft proviſoriſch deſſen Dienſt. 5 ‘ 


§. 37. 


Der vollziehende Direktor muß mindeſtens zehn Aktien der Geſellſchaft 
beſitzen oder erwerben. Dieſe Aktien werden in das Archiv der Geſellſchaft 
hinterlegt und duͤrfen, ſo lange die Funktionen des Inhabers dauern, weder 
veraͤußert noch uͤbertragen werden. Er 


H. 38. 


Die Direktion fertigt und uͤbergiebt dem Verwaltungsrathe die H. 28, 
unter b. gedachten Ueberſichten, desgleichen am Schluſſe eines jeden Geſchaͤfts⸗ 
jahres eine nach kaufmaͤnniſchen Prinzipien angefertigte Bilanz unter gewiſſen⸗ 
hafter Wuͤrdigung des Werthes aller Aktiva. Allmonatlich hat ſie eine von 
dem Verwaltüngsrathe vorher zu genehmigende Ueberſicht der am letzten Tage 
des verfloſſenen Monats in der Bank vorhanden geweſenen Aktiva und Paſ⸗ 
ſiva, insbeſondere der Beſtaͤnde in gepraͤgtem Gold und Silber, Barren und 
Wechſeln, ferner des Betrages der Forderungen aus Darlehen und aus lau⸗ 
fender Rechnung, ſowie der umlaufenden Banknoten, desgleichen unmittelbar 
nach abgehaltener jaͤhrlicher Generalverſammlung einen alle Zweige des Ver⸗ 
kehrs umfaſſenden, vom Verwaltungs rathe genehmigten kurzen Geſchaͤftsbericht 
fuͤr das abgelaufene Jahr dem Kommiſſar des Staates vorzulegen und gleich 
zeitig in den $. 13. gedachten Zeitungen zu veröffentlichen, i 

Es bleibt der Regierung vorbehalten, anftatt der monatlichen in Zus 

unft 


Be 


kunft auch eine öftere, hoͤchſtens aber die wöchentliche Bekanntmachung der 
Aktiva und Paſſiva, insbeſondere der Beſtaͤnde in gepraͤgtem Gold und Sil⸗ 
ber, Barren u. ſ. w. anzuordnen. 


9. 39. 
Ein jedes Direktionsmitglied iſt befugt, in dringenden Faͤllen den Praͤ⸗ 


ſidenten des Verwaltungsrathes zur Berufuͤng einer außerordentlichen Sitzung 
aufzufordern. 


Titel VII. 
Von den Generalverſammlungen. 


H. 40. 


Die Generalverſammlung tritt jedes Jahr im Monat März in Hagen 
zuſammen. Außergewoͤhnliche Generalverſammlungen, welche gleichfalls in 
Hagen abzuhalten find, veranftaltet die Direktion, fo oft fie es den Umſtaͤnden 
angemeſſen erachtet, oder der Verwaltungsrath darauf antraͤgt. Die erſte ge⸗ 
woͤhnliche Generalverſammlung findet jedoch erſt im zweiten Geſchaͤftsjahre 
ſtatt. Bei der Berufung einer außerordentlichen Generalverſammlung muͤſſen 
die Berathungsgegenſtaͤnde ſummariſch bezeichnet fein. Die Einladungen zu 
allen Generalverſammlungen geſchehen durch die Benachrichtigung, welche zwei⸗ 
mal, das erſte Mal mindeſtens zwanzig Tage vor dem Verſammlungstermine, 
in die durch H. 13. bezeichneten Zeitungen inſerirt wird. 


H. 41. 


Die Generalverſammlung beſteht aus allen Aktionairen, welche ſeit zwei 
Monaten vor dem Tage der Berufung in den Buͤchern der Geſellſchaft ein⸗ 
getragen ſind. 


In der Generalverſammlung hat der Inhaber 


von 5 Aktien Eine Stimme, 
„10 ° = zwei Stimmen, 
3 2 drei = 
„ 20 vier = 


und für jede weitere fünf Aktien Eine Stimme mehr, fo daß der Inhaber von 
Einhundert Aktien zwanzig Stimmen hat. Der Beſitz von weniger als fünf 
Aktien giebt kein Stimmrecht. 

Abweſende Aktionaire koͤnnen ſich nur durch anweſende ſtimmberechtigte 
Aktiongire vertreten laſſen. Jedoch iſt die Vertretung der Handlungshäufer 
durch ihre Prokuriſten geſtattet. Der Vertreter hat die desfallfige 1 
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Vollmacht vor Eröffnung der Verhandlungen bei der Verwaltung niederzu⸗ 0 


legen. Ehefrauen werden durch ihre Ehemaͤnner, Minderjaͤhrige oder ſonſt 
Bevormundete durch ihre Vormuͤnder oder Kuratoren vertreten. Zwanzig 
Stimmen bilden das Maximum, welches ein Aktionair fuͤr die von ihm ver⸗ 
tretenen und fuͤr ſeine eigenen Aktien zuſammen genommen haben kann. 


Die Beſchluͤſſe der Anweſenden find für die Abweſenden verbindlich. 


$. 42. 


Die Generalverſammlung, regelmäßig konſtituirt, ſtellt die Geſammtheit 
der Aftionaire dar. Der zeitige Vorſitzende des Verwaltungsrathes führt auch 
den Vorſitz in der Generalverſammlung und ernennt die Skrutatoren. Zu 
Skrutatoren koͤnnen weder Verwaltungsraͤthe noch Beamte der Geſellſchaft 
ernannt werden. 


In den regelmaͤßigen Generalverſammlungen werden die Geſchaͤfte in 
nachfolgender Ordnung verhandelt: 

1) Bericht des Verwaltungsrathes uͤber die Lage des Geſchaͤfts im Allge⸗ 
meinen und uͤber die Reſultate des verfloſſenen Jahres insbeſondere; 

2) Wahl der Mitglieder des Verwaltungsrathes; ö 

3) Berathung und Beſchlußnahme uͤber die Antraͤge des Verwaltungsrathes, 
ſowie über die Anträge einzelner Aktionaire; letztere muͤſſen vor der Be⸗ 
rufung der Generalverſammlung dem Verwaltungsrathe ſchriftlich ein⸗ 
gereicht ſein; 5 i 


4) Wahl von drei Kommiſſarien, welche den Auftrag erhalten, die Bilanz 


mit den Buͤchern und Skripturen der Geſellſchaft zu vergleichen und, 
rechtfindend, dem Verwaltungsrathe die Decharge zu ertheilen, 
x ; 


$. 43. 


Die außerordentlichen Generalverſammlungen beſchaͤftigen ſich nur mit 
Gegenſtaͤnden, die bei der Berufung bezeichnet ſind. 


H. 44. 


Die Beſchluͤſſe und Wahlen der Generalverſammlung vollbringen ſich 
mit abſoluter Stimmenmehrheit. Bei Gleichheit der Stimmen giebt diejenige 
des Vorſitzenden den Ausſchlag. Die Wahlen werden mittelſt geheimen Skru⸗ 
tiniums vorgenommen. Auf den Antrag des Vorſitzenden, ſowie auf den An⸗ 
trag von wenigſtens fuͤnf Aktionairen muß auch uͤber andere Gegenſtaͤnde durch 
geheimes Skrutinium abgeſtimmt werden. Die Protokolle der Generalverſamm— 
lung werden von einem Notar oder einem Gerichtsdeputirten aufgenommen und 
von dem Vorſitzenden, den Skrutatoren und von denjenigen Aktiongiren, welche 
es wuͤnſchen, unterzeichnet. 


Titel 


Titel VIII. 
Rechnungsablage, Dividende, Reſervefonds. 


H. 45. 


Die Bücher der Bank werden mit dem 31. Dezember jeden Jahres ab- 
geſchloſſen und die Bilanz auf dieſen Tag von der Direktion gezogen. Die 
Bilanz wird von dem Verwaltungsrathe geprüft und fefigeftellt. 


Bei Aufnahme der Bilanz muͤſſen ſowohl die ſaͤmmtlichen verausgabten 
Geſchaͤftsunkoſten, als auch alle vorgekommenen Verluſte abgeſetzt und fuͤr die 
etwa vorhandenen unſicheren Forderungen ein angemeſſener Prozentſatz abge: 
rechnet werden. Die etwa vorhandenen Effekten duͤrfen niemals mit einem 
hoͤheren als dem Erwerbungskurſe und, wenn der Boͤrſenkurs am Tage der 
Aufnahme niedriger als der Erwerbungskurs iſt, nur zu dem Boͤrſenkuͤrſe in 
der Bilanz angeſetzt werden. 


Von dem auf dieſe Weiſe ermittelten Reingewinn erhalten zunaͤchſt die 
Mitglieder des Verwaltungsrathes die ihnen ſtatutenmaͤßig zuſtehenden Tantie⸗ 
men. Von dem Ueberreſte werden wenigſtens zwanzig Prozent ſo lange zum 
Reſervefonds zuruͤckgelegt, bis letzterer auf die Summe von Einhundert und 
funfzig tauſend Thalern angewachſen iſt. Die uͤbrig bleibende Summe wird als 
Dividende unter die Aktionaire vertheilt. Sollte ſich durch eine Jahresbilanz 
eine Verminderung des Geſchaͤftskapitals herausſtellen, fo dient zunaͤchſt der 
vorgedachte Reſervefonds zur Deckung derſelben. Reicht derſelbe dazu nicht 
hin, fo dienen die zunächſt erzielten Reingewinne vorzugsweiſe zur Wiederergaͤn⸗ 
zung des Geſellſchaftskapitals und darf, bevor dieſe ſtattgehabt hat, weder eine 
neue Reſerve angeſammelt, noch eine neue Dividende vertheilt werden. So oft 
und ſo lange ſich aber nach Wiederergaͤnzung des Geſellſchaftskapitals der 
Reſervefonds erſchoͤpft oder angegriffen findet, darf von den alsdann zunachft 
erzielten Reingewinnen nach Berichtigung der den Mitgliedern des Verwaltungs: 
rathes ſtatutengemaͤß zuſtehenden Tantiemen nur die Halfte als Dividende ver- 
theilt und muß die andere Haͤlfte verwendet werden, um den Reſervefonds wie— 
der auf ſeine fruͤhere Hoͤhe zu bringen. 


Der Reſervefonds darf zu keinen anderen Zwecken, als zu der vorſtehend 
gedachten eventuellen Ergänzung des Stammkapitals und, wenn in einem Ge- 
ſchaͤftsjahre die gedachten Gewinne durch eingetretene Verluſte uͤberſtiegen wer: 
den ſollten, zur Ausgleichung der Bilanz verwendet werden. 


$. 46. 


.. Die Dividenden find in Hagen an der Kaffe der Geſellſchaft zahlbar; 
dieſelben koͤnnen jedoch durch Beſchluß des Verwaltungsrathes auch an anderen 
Orten, welche durch die Geſellſchaftsblaͤtter bekannt zu machen ſind, zahlbar 
(Nr 4761.) geftellt 
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geſtellt werden. Die Dividenden werden jährlich am 1. Mai gegen Einliefe⸗ 


rung der ausgegebenen Dioidendenſcheine ausgezahlt. 


F. 47. 


Die Dividenden verjaͤhren zu Gunſten der Geſellſchaft nach Ablauf von 
fuͤnf Jahren, von dem Tage ab gerechnet, an welchem dieſelben zahlbar ge⸗ 
ſtellt ſind. 


Titel IX. 
Verfahren bei der Aufloͤſung. 


F. 48. 


Die Bank iſt verpflichtet, jedenfalls bis zum Ablaufe der Konzeſſion, 
wenn aber die Aufloͤſung der Geſellſchaft ſchon früher befchloffen werden ſollte, 
innerhalb Jahresfriſt nach dem Beſchluſſe, ihre ſaͤmmtlichen Noten einzuloͤſen. 

Wird die Auflöfung innerhalb des letzten Jahres vor dem Ablaufe der 
Konzeſſion beſchloſſen, fo muͤſſen bis zu dieſem Zeitpunkte ſaͤmmtliche Noten 
eingelöft werden. ö 


§. 49. 


In allen Faͤllen, in denen die Aufloͤſung der Bank nach Vorſchrift der 
Geſetze erfolgt, iſt eine Generalverſammlung der Aktionaire in moͤglichſt kurzer 


Friſt von dem Verwaltungsrathe zu berufen, und in derſelben find die Grunde I 


bite le nach denen bei dem Liquidationsgeſchaͤfte verfahren wer: 
en ſoll. 


Bei Aufloͤſung der Geſellſchaft kommen die Vorſchriften des H. 29. des 
Geſetzes uͤber die Aktiengeſellſchaften vom 9. November 1843. (Geſetz-Samm⸗ 
lung vom Jahre 1843. S. 346.) in Anwendung. Die eingeloͤſten Noten ſind 
unter Aufſicht des Kommiſſars des Staates zu vernichten und dieſe Vernich⸗ 
tung iſt mittelſt eines gerichtlich oder notariell aufzunehmenden Dokuments, in 
welchem die Noten nach Nummern genau bezeichnet werden muͤſſen, zu beur⸗ 
kunden. Die Betraͤge der nicht eingeloͤſten und praͤkludirten Noten werden 
nach 151 8 Beſtimmung des Verwaltungsrathes zu mildthaͤtigen Zwecken 
verwandt. 


H. 50. 


Nach beendigtem Liquidationsgeſchaͤft iſt eine Generalverſammlung von 
dem Verwaltungsrathe nach den im gegenwaͤrtigen Statute fuͤr die Konvokation 
gegebenen Vorſchriften zum Zwecke der Vorlegung der e Br 

rthei⸗ 
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befreit ſaͤmmtliche Verwaltungsvorſtaͤnde dieſer Bank, den Aktionairen gegen⸗ 
uͤber, von allem und jedem ferneren Nachweis, ſowie von jedem Anſpruch we⸗ 
gen der erfolgten Liquidation. Eine gleich rechtliche Folge tritt ein, falls in 
der Generalverſammlung kein bei der Verwaltung unbetheiligter Aktionair er- 


Zur Decharge der Verwaltungsvorſtande durch die Generalverſammlung 
im Fall der Liquidation der Geſellſchaft iſt jedoch jedenfalls eine Stimmen⸗ 
mehrheit von drei Viertel der vertretenen Aktien erforderlich. 


Titel X. g f 
Schlichtung von Streitigkeiten und Abänderung der Statuten. 
| H. 51, | 
Streitigkeiten zwiſchen Aftionairen und der Geſellſchaft ſollen durch zwei N 


von den Parteien zu erwaͤhlende, in Hagen wohnende Schiedsrichter geſchlichtet 
werden. Können ſich die beiden Schiedsrichter nicht einigen, ſo ernennt auf 
deren Antrag der zeitige Direktor des Kreisgerichts zu Hagen oder, wenn die⸗ 
ſer ſelbſt Aktionair iſt, der naͤchſte unbetheiligte Richter nach ihm einen Ob— 
mann, welcher vorzugsweiſe aus den mit richterlichen Eigenſchaften verſehenen 

uſtizbeamten zu waͤhlen iſt. Iſt eine Partei laͤnger als vierzehn Tage mit 
der Wahl des Schiedsrichters ſaͤumig, fo erfolgt die Ernennung deſſelben durch 
die andere Partei. Gegen die Entſcheidungen der Schiedsrichter und des Ob⸗ 
mannes iſt nur das im H. 172. Theil I. Titel 2. der Allgemeinen Gerichts—⸗ 
Ordnung nachgelaſſene Rechtsmittel zulaͤſſig. 


$. 52. 


Nur in einer außerordentlichen Generalverſammlung kann eine Abande- 
rung der Statuten refp. eine Erhoͤhung des Kapitals durch Ausgabe neuer 
Aktien, oder auch die Aufloͤſung der Geſellſchaft beſchloſſen werden, und nur 
mittelſt einer drei Viertheile der in der Generalverſammlung vertretenen Aktien 
repräſentirenden Majoritaͤt. Die Beſchluͤſſe über dergleichen beduͤrfen der Kö⸗ 
niglichen Beſtaͤtigung. 


Titel XI. 
O beraufſichtsrecht des Staates. 


F. 53. 


Zur Wahrnehmung ihres Oberaufſichtsrechts ernennt die Staatsregie⸗ 
Jahrgang 1857. (Nr. 4761.) 94 rung 
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rung einen Kommiſſar, welcher befugt iſt, allen Sitzungen der Direktion, des 
Verwaltungsrathes und der Generalverſammlungen ohne Stimmrecht beizu⸗ 
wohnen, ſowie von allen Buͤchern und Skripturen der Geſellſchaft jederzeit 
Einſicht zu nehmen, auch die Organe der Geſellſchaft gültig zuſammen zu bee | 
rufen. Er hat ſorgfaͤltig daruͤber zu wachen, daß die Vorſchriften der Sta- 
tuten in allen Punkten zur Ausfuͤhrung gelangen. f 0 

Sollte die Staatsregierung es nothwendig finden, ihrem Kommiſſar hier⸗ 
für eine fortlaufende Remuneration zu bewilligen, fo wird dieſe der Staatskaſſe 
aus den Einnahmen der Bank erſetzt. 


Titel XII. 
Tranſitoriſche Beſtimmungen. 


F. 54. 


. f Iſt die Einzahlung der vollen Million innerhalb Jahresfriſt, vom Tage 
. der Beſtaͤtigung des gegenwärtigen Statuts an gerechnet, nach den darin enk⸗ 
. haltenen Beſtimmungen nicht erfolgt, ſo iſt die zur Errichtung der Bank er⸗ 
f theilte Konzeſſion erloſchen. 5 
SEN Bis zur definitiven Wahl des Verwaltungsrathes beſorgt das bisherige 
. Komité, beſtehend aus den Herren: 5 f 
5 i Asbeck, Blank, Berger, Heſterberg, Hueck, Harkort, Lohmann, Lehrkind, 
Sternenberg, Selkinghaus, Turk, Voswinkel, 
die laufenden Geſchaͤfte. 


% 

Schema. ö | 

5 Me: ; Regiſter Fol... 

8 5 Hagener Privat- Aktien-Bank. 
Gegründet durch notariellen Vertrag oom V 
Beſtaͤtigt durch Königliche Kabinetsorder von 
| Bank⸗Aktie 8... 
über 
Fünfhundert Thaler Preußisch Kurant. 

Der N. N. (Stand und Wohnort) hat den Betrag der Aktie . mit 


Fünf- 


2. | a „ 
Fuͤnfhundert Thalern geleiſtet und alle ſtatutenmaͤßigen Rechte und Pflichten 


dadurch erworben. 
Hage d nn; 18. - 


| \ Der Verwaltungsrath. 


Dieſer Aktie find auf fünf Jahre Dividen- 
denſcheine, auf jeden Inhaber lautend, nebſt 
Talon beigegeben, welche nach Ablauf des 
letzten Jahres durch neue erſetzt werden. 


Eingetragen sub Fol. .. des Regiſters. 
Aebertragen auß ee 
oli 
Hagen, den n 18 


Hagener Privat- Aktien - Bank. 


Dividendenſchein , 
zu der Aktie M..... g 
der Hagener Privat⸗Aktien⸗Bank. 
Der Inhaber dieſes Scheins empfaͤngt an der Kaſſe der Hagener Privat⸗ 
Aktien⸗Bank oder nach ſeiner Wahl an den durch Beſchluß des Verwaltungs⸗ 


rathes naher zu beſtimmenden Orten die für das Jahr 18. feſtzuſtellende 
Dividende. 


Hagen, denn 18. 
Hagener Privat-Aktien⸗Bank. 
(Stempel.) 
Der Rendant. Der Verwaltungsrath. 
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| Hagener Privat -Aktien- Bank. 


| Anweifung | 
zum Empfange der II. Serie der Dividendenſcheine zur Aktie 
. 


Inhaber empfängt am ten 18. gegen dieſe Anweiſung 
nach $. 5. der Statuten am Sitze der Geſellſchaft die zweite Serie der Divi⸗ 


Hagen, den . ten 3 18 
Der Verwaltungsrath. 


(Nr. 4762.) Bekanntmachung der Allerhoͤchſten Beſtaͤtigung des Statuts einer unter der 
Benennung „Aplerbecker Aktienverein für Bergbau“ gebildeten Aftiengefel- 
ſchaft mit dem Domizil in Dortmund. Vom 25. Auguſt 1857. — 


Des Koͤnigs Majeſtaͤt haben die Bildung einer Aktiengeſellſchaft unter der 
Benennung: „Aplerbecker Aktienverein fuͤr Bergbau“, mit dem Domizil in Dort⸗ 
mund zu genehmigen und das Geſellſchaftsſtatut mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes 


vom 10. d. M. zu beſtaͤtigen geruht, was hierdurch nach Vorſchrift des H. 3. = 6 
des Geſetzes uͤber die Aktiengeſellſchaften vom 9. November 1843. mit dem 


Bemerken zur öffentlichen Kenntniß gebracht wird, daß der Allerhöchfte Erlaß 
nebſt dem Statut in dem Amtsblatte der Koͤniglichen Regierung in Arnsberg 
abgedruckt werden wird. 5 


Berlin, den 25. Auguſt 1857. f 
| Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


Im Auftrage: 


v. Viebahn. 


Redigirt im Büreau des Staats-Miniſteriums. 


B 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
f ; (R. Decker). a | 


